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1.  Verbraucherschlichtung – neue Informa-
tionspfl ichten für Firmen

Für Unternehmen sind zum 1.2.2017 mit dem Verbraucherstreitbei-
legungsgesetz (VSBG) im Bereich der Verbraucherschlichtung neue 
Informationspfl ichten in Kraft getreten. 

Nach dem VSBG müssen diese allgemein auf ihrer Webseite und in 
ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) darüber informie-
ren, ob sie

 » bereit sind oder
 » beispielsweise als Unternehmen im Bereich der Energieversor-

gung oder im Luftverkehr gesetzlich verpfl ichtet sind oder
 » sich freiwillig etwa als Mitglied eines Trägervereins einer 

Schlichtungsstelle verpfl ichtet haben, 

an einem Schlichtungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungs-
stelle teilzunehmen. Die Teilnahme kann, soweit dem keine gesetz-
lichen Regelungen entgegenstehen, auch auf bestimmte Konfl ikte 
oder bis zu einer bestimmten Wertgrenze beschränkt werden. 

Sind Unternehmen allgemein nicht bereit, an einem Streitbeile-
gungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzuneh-
men, müssen sie ihre künftigen Vertragspartner darüber ebenfalls 
auf ihrer Webseite und in ihren AGB informieren. 

Unternehmen, die zur Teilnahme an Schlichtungsverfahren bereit 
oder verpfl ichtet sind, müssen darüber hinaus auf die zuständige 
Verbraucherschlichtungsstelle hinweisen. Der Hinweis muss die 
genaue Anschrift und die Webseite der zuständigen Verbraucher-
schlichtungsstelle enthalten. 

Zudem müssen Unternehmen dann, wenn es zu einem Streit mit 
Kunden aus einem Verbrauchervertrag kommt, diese schriftlich oder 
per E-Mail darüber informieren, an welche Verbraucherschlich-
tungsstelle sie sich wenden können. Gleichzeitig müssen sie mit-
teilen, ob sie zur Teilnahme am Verfahren dieser Stelle bereit oder 
verpfl ichtet sind.

Die Informationspfl ichten nach dem VSBG gelten grundsätzlich für 
jedes Unternehmen, das Verträge mit Verbrauchern abschließt. Un-
ternehmen mit bis zu 10 Beschäftigten sind davon befreit, auf ihrer 
Webseite und in ihren AGB allgemeine Informationen über eine Ver-
braucherschlichtung zur Verfügung zu stellen.

Bitte beachten Sie: Maßgeblich ist die Kopfzahl der Personen, nicht 
die Summe ihrer Arbeitskraftanteile, zum 31.12. des Vorjahres. Für 
Unternehmen, die sich zur Teilnahme an Schlichtungsverfahren ver-
pfl ichtet haben oder gesetzlich verpfl ichtet sind, gilt diese Ausnah-
me nicht.

2.  Vertragsstrafe für unerwünschte 
Werbe-E-Mails

Für das unerwünschte Zusenden einer E-Mail-Werbung kann unter 
Kaufl euten – nach vorausgegangenem Vertragsstrafeversprechen – 
eine Vertragsstrafe von 3.000 € zu zahlen sein. Zu dieser Entschei-
dung kam das Oberlandesgericht Hamm (OLG) in seinem Urteil vom 
25.11.2016.
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In dem entschiedenen Fall erhielt der Betreiber einer Kfz-Vertrags-
werkstatt 2011 von einem Werbemedienhändler gegen seinen Willen 
E-Mail-Werbung. Daraufhin mahnte er den Händler ab, welcher dann 
der Werkstatt gegenüber eine strafbewehrte Unterlassungserklärung 
abgab. In dieser Erklärung verpfl ichtete sich das Unternehmen, im 
Wiederholungsfall eine Vertragsstrafe von 3.000 € zu zahlen. 

Im August 2014 erhielt der Werkstattbetreiber eine weitere Werbe-
E-Mail mit einem Verkaufsangebot des Händlers. Daraufhin forderte 
der Werkstattinhaber das Werbeunternehmen zur Zahlung der ver-
einbarten Vertragsstrafe und zur Abgabe einer neuen Unterlassungs-
erklärung mit einer höheren Vertragsstrafe auf. Der Händler reagier-
te ablehnend und bestritt eine weitere E-Mail gesandt zu haben.

Das OLG hat nach dem Einholen eines Sachverständigengutachtens 
zur Übermittlung der umstrittenen E-Mail dem Werkstattbesitzer 
die Vertragsstrafe zugesprochen. Das Gericht konnte auch kein er-
hebliches Missverhältnis der Vertragsstrafe zum Gewicht der Zuwi-
derhandlung feststellen.

3.  Mängelanzeige trotz dem Reiseveranstalter 
bekanntem Reisemangel

   
Ein Reiseveranstalter ist verpfl ichtet, die Reise so zu erbringen, dass 
sie die zugesicherten Eigenschaften hat und nicht mit Fehlern be-
haftet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen 
oder nach dem Vertrag vorausgesetzten Nutzen aufheben oder min-
dern. Ist die Reise in diesem Sinne mangelhaft, mindert sich für die 
Dauer des Mangels der Reisepreis.

Damit der Reisende eine Reisepreisminderung gegenüber dem 
Veranstalter geltend machen kann, muss er den Mangel anzeigen! 

Dieses geschieht in der Regel vor Ort beim zuständigen Reiseleiter. 
Verletzt der Reisende diese Obliegenheit, den Mangel anzuzeigen, 
steht ihm regelmäßig kein Anspruch auf Preisminderung zu. Nach 
Auffassung des Gesetzgebers soll die Anzeige des Mangels dem Rei-
severanstalter Gelegenheit geben, dem Mangel abzuhelfen und für 
die Zukunft eine vertragsgemäße Leistung sicherzustellen.

Die Richter des Bundesgerichtshofs haben nun in ihrem Urteil vom 
19.7.2016 entschieden, dass die Anzeige eines Reisemangels durch 
den Reisenden nicht schon deshalb entbehrlich ist, weil dem Rei-
severanstalter der Mangel bereits bekannt ist.

4.  Betriebskostennachforderungen des Vermie-
ters bei verspäteter WEG-Abrechnung

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 25.1.2017 mit der Frage 
befasst, ob der Vermieter einer Eigentumswohnung auch noch nach 
Ablauf der Jahresfrist für die Abrechnung über die Betriebskosten 
eine Nachforderung geltend machen kann, wenn der WEG-Verwalter 
verspätet abgerechnet hat. 

Folgender Sachverhalt lag den BGH-Richtern zur Entscheidung vor: 
Der Mieter einer in einer Wohnungseigentumsanlage gelegenen 
Wohnung zahlte neben der Nettomiete auch monatliche Betriebs-
kostenvorauszahlungen. Der Mietvertrag enthielt eine handschrift-
liche Ergänzung, wonach die Betriebskosten jährlich nach Geneh-
migung der Abrechnung in der Eigentümerversammlung mit dem 
Mieter abgerechnet werden. Die Betriebskosten für die Jahre 2010 
und 2011 rechnete der Vermieter gegenüber dem Mieter erst mit 
Schreiben vom 7.12.2013 ab, nachdem die Wohnungseigentümerge-
meinschaft (WEG) kurz zuvor den Beschluss über die Jahresabrech-
nungen der Wohnungseigentümer gefasst hatte.

Der BGH entschied dazu, dass der Vermieter einer Eigentumswoh-
nung grundsätzlich auch dann innerhalb der Jahresfrist über die 
Betriebskosten abzurechnen hat, wenn der Beschluss der Woh-
nungseigentümer über die Jahresabrechnung noch nicht vorliegt. 
Nur wenn der Vermieter die Verspätung nicht zu vertreten hat, wo-
für er darlegungs- und beweisbelastet ist, kann er nach Ablauf der 
Frist noch eine Nachforderung geltend machen. Eine hiervon abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam. 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ist über die Vorauszahlungen für 
Betriebskosten jährlich abzurechnen. Diese Abrechnungspfl icht ist 
nicht davon abhängig, dass dem Vermieter einer Eigentumswoh-
nung bereits der Beschluss über die Jahresabrechnung der WEG 
vorliegt, die regelmäßig als Grundlage für die Betriebskostenabrech-
nung gegenüber dem Mieter genutzt wird.

Eine solche (ungeschriebene) Voraussetzung ist der Vorschrift nicht 
zu entnehmen, ergibt sich auch nicht aus den Gesetzesmaterialien 
und wäre insbesondere mit dem Zweck der Vorschrift, Abrechnungs-
sicherheit für den Mieter und – durch eine zeitnahe Abrechnung 
der Betriebskosten – rasche Klarheit und Rechtssicherheit über die 
gegenseitigen Forderungen der Mietvertragsparteien zu schaffen, 
nicht vereinbar.

5.  Fristlose Kündigung wegen Zahlungsverzugs 
nur bei vollständigem Ausgleich unwirksam

In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall kündigte ein 
Vermieter seinem Mieter wegen Zahlungsverzugs fristlos und hilfs-
weise ordentlich. Der Vermieter bezifferte die Rückstände darin auf 
ca. 1.800 €. Bei der Gegenrechnung von Betriebskostenabrech-
nungen usw. reduzierten sich die Mietrückstände auf weniger als 
2 Monatsmieten. Daher war die Kündigung nach Auffassung des 
Mieters unwirksam.

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann jede Vertragspartei das 
Mietverhältnis aus wichtigem Grund außerordentlich fristlos kün-
digen. Ein wichtiger Grund für die Kündigung des Mietverhältnisses 
liegt insbesondere dann vor, wenn der Mieter in einem Zeitraum, 
der sich über mehr als 2 Termine erstreckt, mit der Entrichtung der 
Miete in Höhe eines Betrages in Verzug ist, der die Miete für 2 Mo-
nate erreicht.

Allerdings ist eine Kündigung dann ausgeschlossen, wenn der 
Vermieter vorher – das heißt vor dem Zugang der Kündigung – 
befriedigt wird. Dabei ist zu beachten, dass eine vollständige Be-
friedigung erfolgen muss!

6.  Wirksame Vereinbarung von Kündigungs-
ausschluss für 4 Jahre im Mietvertrag

In einem Fall aus der Praxis beinhaltete ein Mietvertrag u. a. fol-
gende Klausel: „Die Parteien verzichten wechselseitig auf die Dauer 
von 4 Jahren auf ihr Recht zur ordentlichen Kündigung des Mietver-
trags. Sie ist erstmals zum Ablauf dieses Zeitraums mit der gesetz-
lichen Frist zulässig.“ 

Die Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) hatten nun zu entschei-
den, ob diese Klausel den Mieter unangemessen benachteiligt und 
somit unwirksam ist.

Nach seiner Rechtsprechung ist zwar ein formularmäßiger Kün-
digungsausschluss dann unwirksam, wenn er einen Zeitraum von 
4 Jahren – gerechnet vom Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bis zu 
dem Zeitpunkt, zu dem der Mieter den Vertrag erstmals beenden 



kann – überschreitet. Daher hat der BGH formularmäßige Kündi-
gungsausschlussklauseln für unwirksam erachtet, die den zulässigen 
Bindungszeitraum von 4 Jahren um drei Monate verlängern, indem 
sie bestimmen, dass eine ordentliche Kündigung erstmals „nach Ab-
lauf des bezeichneten Zeitraums“ zulässig ist.

Die o. g. Klausel sieht jedoch vor, dass die ordentliche Kündigung 
erstmals „zum Ablauf dieses Zeitraums“ zulässig ist. Sie entspricht 
damit der gesetzlichen Regelung.

7.  Darlehensgebühren in Bausparverträgen 
unwirksam

Ein Verbraucherschutzverband verlangte die Unterlassung einer in 
den Allgemeinen Bedingungen für Bausparverträge (ABB) einer Bau-
sparkasse enthaltenen Klausel, wonach mit Beginn der Auszahlung 
des Bauspardarlehens eine „Darlehensgebühr“ in Höhe von 2 % des 
Bauspardarlehens fällig und dem Bauspardarlehen zugeschlagen 
wird. 

Bei diesem Sachverhalt kam der Bundesgerichtshof (BGH) in seiner 
Entscheidung vom 8.11.2016 zu dem Entschluss, dass eine vorformu-
lierte Bestimmung über eine „Darlehensgebühr“ in Höhe von 2 % der 
Darlehenssumme in Bausparverträgen zwischen Verbrauchern und 
Unternehmern unwirksam ist. 

Bei der „Darlehensgebühr“ handelt es sich um eine sog. Preisneben-
abrede. Die Klausel ist so zu verstehen, dass mit der Gebühr keine 
konkrete vertragliche Gegenleistung bepreist wird. Vielmehr dient 
die Gebühr der Abgeltung von Verwaltungsaufwand, der für Tätig-
keiten der Bausparkasse im Zusammenhang mit den Bauspardarle-
hen anfällt. 

Damit weicht die Klausel von wesentlichen Grundgedanken der 
gesetzlichen Regelung ab. Denn zum einen wird mit dieser Gebühr 
ein Entgelt erhoben, das abweichend vom gesetzlichen Leitbild für 
Darlehensverträge, das einen laufzeitabhängigen Zins vorsieht, nicht 
laufzeitabhängig ausgestaltet ist. Dieses Leitbild ist auch für Bau-
spardarlehensverträge maßgeblich. 

Zum anderen sind nach ständiger Rechtsprechung des BGH Entgelt-
klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen dann mit wesent-
lichen Grundgedanken der Rechtsordnung unvereinbar, wenn Auf-
wand für Tätigkeiten auf den Kunden abgewälzt wird, zu denen der 
Verwender gesetzlich oder nebenvertraglich verpfl ichtet ist oder die 
er überwiegend im eigenen Interesse erbringt. Das aber sieht die 
angegriffene Klausel vor. 

8.  Mehr Rechte für Beschäftigte
 
Der Bundesrat hat am 25.11.2016 die vom Bundestag bereits be-
schlossenen Änderungen im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz ge-
billigt. So gilt ab dem 1.4.2017 eine Höchstüberlassungsdauer für 
Leiharbeiter. Sie müssen dann nach 18 Monaten fest in einen Betrieb 
übernommen werden, wenn sie weiterhin dort arbeiten sollen. An-
dernfalls hat der Verleiher sie abzuziehen – es sei denn, die Tarifpart-
ner einigen sich im Tarifvertrag auf eine längere Überlassung.

Außerdem gilt auch in der Leiharbeit künftig der Grundsatz: gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit (Equal Pay). Anspruch auf den gleichen Lohn 
wie die Mitarbeiter aus der Stammbelegschaft haben Ausgeliehene, 
wenn sie 9 Monate in ein- und demselben Entleihbetrieb gearbeitet 
haben. Auch hier sind über Branchen-Zusatzverträge Ausnahmen 
möglich. Die Betroffenen müssen dann stufenweise, spätestens je-
doch nach 15 Monaten das gleiche Arbeitsentgelt bekommen. 

Der Einsatz von Leiharbeitern als Streikbrecher wird mit dem Gesetz 
verboten. Allerdings dürfen sie in einem bestreikten Betrieb arbeiten, 
wenn sie keine Tätigkeit von streikenden Beschäftigten ausführen. 

Um zu verhindern, dass Leiharbeit missbräuchlich über Werkver-
träge verlängert wird, muss eine Arbeitnehmerüberlassung künftig 
offengelegt werden. Indem das Gesetz klar defi niert, wer Arbeit-
nehmer ist, entsteht mehr Rechtssicherheit bei der Abgrenzung von 
abhängiger und selbstständiger Tätigkeit. Darüber hinaus sollen die 
Betriebsräte über den Einsatz von Leiharbeit und Werkverträgen un-
terrichtet werden. 

9.  Freistellung von der Arbeit bei Erkrankung 
eines Kindes

Nach dem Sozialgesetzbuch haben Versicherte Anspruch auf ein sog. 
„Kinderkrankengeld“, wenn es nach ärztlichem Zeugnis erforderlich 
ist, dass sie zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pfl ege ihres er-
krankten und versicherten Kindes der Arbeit fernbleiben, eine ande-
re in ihrem Haushalt lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen, 
betreuen oder pfl egen kann und das Kind das 12. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist. Der 
Anspruch auf Krankengeld besteht in jedem Kalenderjahr für jedes 
Kind längstens für 10 Arbeitstage, für alleinerziehende Versicher-
te längstens für 20 Arbeitstage. Der Gesamtanspruch besteht für 
Versicherte für nicht mehr als 25 Arbeitstage, für alleinerziehende 
Versicherte für nicht mehr als 50 Arbeitstage je Kalenderjahr. Die 
Arbeitspfl icht entfällt, wenn die o. g. Voraussetzungen vorliegen.

Übt ein Arbeitnehmer dieses Recht aus und erhält deswegen von sei-
nem Arbeitgeber die Kündigung, ist diese unwirksam, da der Arbeit-
geber einen Arbeitnehmer bei einer Vereinbarung oder einer Maß-
nahme nicht benachteiligen darf, wenn dieser in zulässiger Weise 
seine Rechte ausübt.

In einem Fall aus der Praxis hatte ein alleinerziehender Vater wäh-
rend seiner Probezeit von seinem Recht Gebrauch gemacht und war 
von der Arbeit ferngeblieben. Von seinem Arbeitgeber erhielt er eine 
fristgerechte Kündigung. Hier entschieden die Richter des Landes-
arbeitsgerichts Rheinland-Pfalz, dass diese Kündigung wirksam ist.

In ihrer Begründung führten sie dazu aus, dass hier das Kündigungs-
schutzgesetz keine Anwendung fi ndet, da die sechsmonatige Warte-
zeit im Kündigungszeitpunkt noch nicht abgelaufen war. Es handelte 
sich vorliegend um eine sog. Probezeitkündigung.

10.  Kündigung ohne Angabe des 
Beendigungszeitpunktes

 
In einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 20.1.2016 
wurde einem Arbeitnehmer im Februar 2013 fristlos gekündigt. Für 
den Fall, dass die fristlose Kündigung unwirksam ist, wurde in dem 
Kündigungsschreiben hilfsweise und vorsorglich die ordentliche 
Kündigung zum nächstmöglichen Termin erklärt. Der Arbeitnehmer 
hielt die Kündigung für unwirksam, da das Kündigungsschreiben 
nicht erkennen ließ, zu welchem Termin das Arbeitsverhältnis hilfs-
weise durch die ordentliche Kündigung enden sollte.

Die BAG-Richter beurteilten die Kündigung als wirksam. Wird eine 
ordentliche Kündigung nicht isoliert erklärt, sondern nur hilfsweise 
für den Fall der Unwirksamkeit einer außerordentlichen fristlosen 
Kündigung, ist der Kündigungsempfänger nicht im Unklaren darü-
ber, wann das Arbeitsverhältnis nach Vorstellung des Kündigenden 
enden soll. Die Beendigung soll offensichtlich bereits mit Zugang der 
fristlosen Kündigung erfolgen. Der Kündigungsempfänger muss und 



kann sich in seinem praktischen Handeln auf diesen Beendigungs-
zeitpunkt einstellen. Unter diesen Umständen kommt es nicht darauf 
an, ob es ihm ohne Schwierigkeiten möglich ist, die Kündigungsfrist 
der hilfsweise erklärten ordentlichen Kündigung zu ermitteln.

Der Zusatz „hilfsweise“ oder „vorsorglich“ macht lediglich deutlich, 
dass der Arbeitgeber sich in erster Linie auf einen anderen Beendi-
gungstatbestand beruft, auf dessen Rechtswirkungen er nicht ver-
zichten will.

11.  Beendigung einer nicht ehelichen Lebens-
gemeinschaft – Voraussetzungen eines 
Ausgleichsanspruchs

Grundsätzlich kommt nach der neueren Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs bei Scheitern einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft 
ein Ausgleichsanspruch nach den Grundsätzen über den Wegfall der 
Geschäftsgrundlage in Betracht, soweit der gemeinschaftsbezo-
genen Zuwendung die Vorstellung oder Erwartung zugrunde lag, die 
Lebensgemeinschaft werde Bestand haben.

Sie hat allerdings nicht zur Folge, dass sämtliche Zuwendungen bei 
Scheitern der Beziehung auszugleichen wären. Auszuscheiden sind 
zunächst die im Rahmen des täglichen Zusammenlebens ersatzlos 
erbrachten Leistungen. Nicht anders zu beurteilen sind aber auch die 
Leistungen desjenigen Partners, der nicht zu den laufenden Kosten 
beiträgt, sondern größere Einmalzahlungen erbringt. Er kann inso-
fern nicht besser gestellt werden als derjenige Partner, dessen Auf-
wendungen den täglichen Bedarf decken oder der sonst erforderlich 
werdende Beiträge übernimmt.

In einem Fall vor dem Oberlandesgericht Brandenburg investierte ein 
Partner in das Grundstück seiner Lebenspartnerin durch Aufnahme 
eines Kredits ca. 62.000 € während der nicht ehelichen Lebensge-
meinschaft von Mai 2009 bis September 2010. Sein Anteil zur Fi-
nanzierung des täglichen Lebensunterhalts betrug ca. 240 €/Monat, 
ansonsten wohnte er mietfrei trotz seines monatlichen Nettoein-
kommens von 3.000 €. Nach der Trennung verlangte der Mann einen 
fi nanziellen Ausgleich, da die Partnerin durch seine Investitionen 
profi tiere. Da die Frau den Kredit übernommen und das Darlehen 
zum größten Teil getilgt hatte, verweigerte sie die Zahlung eines 
Ausgleichs.

Nach dem Aufrechnen aller Zahlungen von beiden Seiten ergab sich 
beim Umlegen auf die Zeit des Zusammenlebens ein monatlicher 
Betrag von ca. 720 € für den Mann. Dies ist, nach Auffassung der 

OLG-Richter, bei einem Monatseinkommen von netto 3.000 € unter 
Berücksichtigung des mietfreien Wohnens und des relativ geringen 
eigenen monatlichen Anteils für das tägliche Zusammenleben kein 
unangemessen hoher Betrag für die in guten wirtschaftlichen Ver-
hältnissen lebenden Parteien.

12.  Wer „erbt“ die Lebensversicherung? – 
Klare Formulierungen erforderlich 

Grundsätzlich legt der Versicherungsnehmer einer Lebensversiche-
rung durch eine gegenüber dem Versicherer abzugebende Erklärung 
fest, wem die Versicherungsleistung nach seinem Tode zustehen 
soll. Er bestimmt so über das Bezugsrecht der Lebensversicherung. 
Wählt er hierbei unklare, interpretationsbedürftige Formulierungen, 
sind die – regelmäßig erst nach seinem Tode angerufenen – Gerichte 
gefordert, seine Erklärung auszulegen. Das kann für die Beteiligten 
nicht immer zu vorhersehbaren Ergebnissen führen. Da helfen nur 
klare Formulierungen! 

Ein Beispiel gibt der am 13.5.2016 vom Oberlandesgericht Hamm 
(OLG) entschiedene Fall, in dem der Versicherungsnehmer einer 
Lebensversicherung festlegte, dass die Versicherungsleistung nach 
seinem Tode den „Eltern, bei Heirat Ehegatte“ zustehen sollte. Der 
Versicherungsnehmer war von 1996 bis 2000 verheiratet. Nachdem 
er verstarb, stritten seine Eltern und seine Tochter als Alleinerbin 
über die Formulierung.

Die Richter des OLG kamen zu dem Entschluss, dass die überlebenden 
Eltern die Versicherungsleistung nach dem Tode des Versicherungs-
nehmers beanspruchen können, weil die Ehe des Versicherungsneh-
mers zuvor geschieden wurde. Im vorliegenden Fall ergibt sich aus 
der Erklärung des Erblassers, dass seine Ehefrau die Versicherungs-
leistung nach der Scheidung nicht mehr habe erhalten sollen. Das 
Bezugsrecht steht aber nicht der Tochter als Alleinerbin zu. Aus die-
ser Formulierung folgt vielmehr, dass die Eltern bei Beendigung der 
Ehe als ursprüngliche Bezugsberechtigte erneut berechtigt sind.

In einem anderen Fall hat der Bundesgerichtshof am 22.07.2015 
entschieden, dass die Erklärung eines Versicherungsnehmers gegen-
über seinem Versicherer, im Falle seines Todes solle „der verwitwete 
Ehegatte“ Bezugsberechtigter der Versicherungsleistung sein, so zu 
verstehen war, dass – auch im Fall einer späteren Scheidung der Ehe 
und Wiederheirat des Versicherungsnehmers – der mit dem Versi-
cherungsnehmer zum Zeitpunkt der Bezugsrechtserklärung verhei-
ratete und bei seinem Tode geschiedene Ehegatte weiterhin bezugs-
berechtigt sein sollte.

 

 
Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9; September = 107,7; 
2010 = 100  August = 107,6; Juli = 107,6
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


